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I. Uberblick iiber das Gesetzgebungsverfahren

Am 01.01.2005 wird das Zweite Buch Sozialgesetzbuch — Grundsicherung fir Arbeitsuchende
(SGB Il) in Kraft treten. Das SGB Il ist wesentlicher Bestandteil des von Bundestag und Bun-
desrat am 19.12.2003 beschlossenen ,Vierten Gesetzes fur moderne Dienstleistungen am
Arbeitsmarkt, der sog. Hartz IV-Reform. Es regelt die Zusammenfuhrung von Arbeitslosenhilfe
und Sozialhilfe zu einer einheitlichen Grundsicherung fir erwerbsfahige Hilfebedirftige zum
01.01.2005.

Dem Abschluss des Gesetzgebungsverfahrens waren intensive Verhandlungen im Vermitt-
lungsverfahren vorausgegangen. Umstritten war insbesondere die Frage, wer die Tragerschaft
fur die Aufgaben des SGB Il Gbernehmen solle, die Bundesagentur fir Arbeit (im folgenden:
BA), wie im Gesetzesentwurf der Bundesregierung vorgesehen, oder aber die Landkreise und
kreisfreien Stadte, wie von der Mehrzahl der Bundeslander gefordert. Der gefundene Kom-
promiss sah schliellich eine grundsatzlich gesplittete Aufgabentragerschaft der BA einerseits
und der Landkreise und kreisfreien Stadte andererseits vor; zugleich wurde den Landkreisen
und kreisfreien Stadten jedoch die Option eingeraumt, auf Antrag die Aufgaben nach dem SGB
Il insgesamt zu Ubernehmen. Die nahere Ausgestaltung dieser kommunalen Option sollte
einem ,Kommunalen Optionsgesetz® vorbehalten bleiben.

In dem sich anschlieRenden Gesetzgebungsverfahren zum Kommunalen Optionsgesetz konnte
sich der Gesetzentwurf der Bundesregierung, der anstelle origindrer kommunaler Kompetenzen
nunmehr ein Modell der Organleihe an die BA vorsah, nicht durchsetzen. Wiederum im Vermitt-
lungsverfahren wurde hier am 30.06.2004 eine Einigung erzielt, die die kommunale Option als
echte kommunale Aufgabentragerschaft gestaltet und dies im Rahmen einer Experimen-
tierklausel, die 69 kommunalen Tragern die Ubernahme der einheitlichen Aufgabentragerschaft
ermoglicht. Die entsprechenden Gesetzesanderungen sind am 09.07.2004 von Bundestag und

Bundesrat beschlossen worden.

Zur vollstéandigen Information liegt der Gesetzestext des SGB Il dieser Vorlage an (Anlage 1).

Il. Rechtslage zum 01.01.2005
Unter Berlcksichtigung dieses Vermittlungsergebnisses ergibt sich folgende Rechtslage:
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1. Leistungsberechtigte der neuen Grundsicherung fiir Arbeitsuchende

Im SGB Il werden die bisherige Arbeitslosenhilfe und die Sozialhilfe (Hilfe zum Lebensunterhalt)

fur erwerbsfahige Hilfebedurftige zusammengelegt. Leistungsberechtigt sind daher grds. alle er-

werbsfahigen Hilfebedurftigen zwischen 15 und unter 65 Jahren sowie die mit ihnen in einer

Bedarfsgemeinschaft lebenden Angehorigen, soweit sie ihren gewdhnlichen Aufenthalt in der

Bundesrepublik Deutschland haben.

2. Grundsatzlich vorgesehene Zustandigkeitsverteilung

Der gesetzliche Regelfall ist die zwischen der BA einerseits und den Landkreisen und

kreisfreien Stadten (kommunalen Tragern) andererseits geteilte Aufgabentragerschaft.

a) Die kommunalen Trager sind originar zustandig fur

o Leistungen fur Unterkunft und Heizung

o Leistungen fir die Erstausstattung fur die Wohnung und fir Bekleidung einschl. bei

Schwangerschaft und Geburt sowie fur mehrtagige Klassenfahrten

o die Betreuung minderjahriger oder behinderter Kinder oder die hausliche Pflege von

Angehdrigen

o Schuldnerberatung

o psychosoziale Betreuung und

o Suchtberatung.

b) Fir alle anderen Leistungen — den Uberwiegenden Teil der Leistungen der Grundsicherung

fur Arbeitsuchende - liegt die Zustandigkeit bei der BA, namlich fir

o Leistungen zur Eingliederung in Arbeit:

= nach MaRgabe wesentlicher Vorschriften des SGB Il — Arbeitsférderung;

insbesondere

Beratung und Vermittlung

Leistungen an Arbeitnehmer (Unterstitzung der Beratung und
Vermittlung;  Verbesserung der  Eingliederungsaussichten;
Forderung der Aufnahme einer Beschaftigung; Forderung der
beruflichen Weiterbildung)

Leistungen an Arbeitgeber (z.B. Eingliederungszuschusse;
Einstellungszuschisse)

Leistungen an Trager (z.B. Foérderung der Berufsausbildung und
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Beschéaftigung begleitende Eingliederungshilfen; Foérderung von

Arbeitsbeschaffungsmalinahmen)

= Schaffung von Arbeitsgelegenheiten (gemeinnutzige Arbeit)

o Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts (ohne Kosten der Unterkunft und
Heizung) als monatliche Regelleistungen (Arbeitslosengeld 1l (ALG Il) fir
erwerbsfahige Hilfebedlrftige bzw. Sozialgeld fir nicht erwerbsfahige

Angehdrige in der Bedarfsgemeinschaft)

o Feststellung der Erwerbsfahigkeit und Hilfebedurftigkeit des Arbeitsuchenden

3. Einheitliche Aufgabentragerschaft im Falle der kommunalen Option
Zur Uberwindung der gesplitteten Aufgabentragerschaft raumt das SGB Il den Landkreisen und
kreisfreien Stadten die Option ein, alle Aufgaben der Grundsicherung fur Arbeitsuchende (d.h.

auch die unter Nr. 2 b beschriebenen anstelle der BA) einheitlich wahrzunehmen.

Rechtlich ausgestaltet ist dies in §§ 6 a — ¢ SGB Il im Rahmen einer Experimentierklausel zur

Weiterentwicklung der Grundsicherung flr Arbeitsuchende mit folgenden Einzelheiten:

Die Option wird fir einen Zeitraum von sechs Jahren beginnend ab 01.01.2005 erteilt.

Bis zu 69 kommunale Trager werden bundesweit zur Austibung der Option zugelassen. Diese
69 ,Platze” werden nach der Stimmverteilung im Bundesrat auf die Lander verteilt. Schopft ein
Bundesland sein Kontingent nicht aus, wachsen diese Optionen den anderen Landern in der
Reihenfolge ihrer Einwohnerzahl zu. Auf Niedersachsen entfallen danach auf jeden Fall sechs,
ggf. auch sieben oder acht Optionen.

Der Antrag auf Zulassung als kommunaler Trager ist bis zum 15.09.2004 beim Bundes-
ministerium flr Wirtschaft und Arbeit (BMWA) Uber die oberste Landesbehorde, in Niedersach-
sen das Ministerium fir Soziales, Frauen, Familie und Gesundheit (MS), zu stellen. Bewerben
sich mehr kommunale Trager um die Zulassung als Optionsplatze vorhanden sind, stellt das
Land eine Prioritatenliste auf. Davon ist in Niedersachsen mit sehr hoher Wahrscheinlichkeit
auszugehen. Die Prioritatenliste des Landes ist fir das BMWA, das die kommunalen Trager im
folgenden durch Rechtsverordnung zuldsst, verbindlich, d.h. dem BMWA steht hinsichtlich der

vorgelegten Bewerbungen kein eigenes Prufungsrecht zu.
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Das Land Niedersachsen hat folgendes Bewerbungsverfahren bestimmt:

Die Bewerbung erfolgt auf einem einheitlichen Bewerbungsbogen (liegt fir den Landkreis
Rotenburg (Wumme) dieser Vorlage an), der bis zum 31.08.2004 vorbehaltlich einer
abschliefienden verbindlichen politischen Entscheidung vorgelegt werden muss. Die politische
Entscheidung muss bis zum 10.09.2004 vorliegen. Nach abschlieliender Entscheidung Gber die
Prioritatenliste am 14.09.2004 wird diese beim BMWA eingereicht.

Die zugelassenen kommunalen Trager verpflichten sich zur Schaffung einer besonderen Ein-
richtung zur Wahrnehmung der Aufgaben anstelle der BA. Hierflir reicht es nach Mitteilung des
BMWA aus, dass die Aufgaben einer deutlich abgegrenzten Gesamtheit von sachlichen und

personellen Ressourcen Ubertragen werden.

Ferner verpflichten sie sich zur Teilnahme an einer Wirkungsforschung unter Federfiihrung des
BMWA.

4. Bildung einer Arbeitsgemeinschaft gemaR § 44 b SGB lI

Fur den Fall, dass es bei der geteilten Aufgabentragerschaft verbleibt, sieht das SGB Il die
Bildung einer Arbeitsgemeinschaft zwischen der BA und dem kommunalen Trager zur einheit-
lichen Aufgabenwahrnehmung vor. Das SGB |l bestimmt insoweit zwingend, dass die Arbeits-
gemeinschaft die Aufgaben der BA als Leistungstrager nach dem SGB Il wahrnimmt. Die
kommunalen Trager sollen der Arbeitsgemeinschaft ihre Aufgaben nach dem SGB Il
Ubertragen. Verpflichtet werden die kommunalen Trager — allein aus verfassungsrechtlichen
Grinden — zur Aufgabenibertragung nicht. Auch halt das SGB Il keinerlei
Sanktionsmaoglichkeiten fur den Fall bereit, dass es in einem Agenturbezirk nicht zur Griindung

einer Arbeitsgemeinschaft kommt.

Der Landkreis Rotenburg (Wumme) ist mit dem sudlichen Kreisgebiet an die Agentur fur Arbeit
Verden, mit dem ndérdlichen Kreisgebiet an die Agentur fur Arbeit Stade angegliedert. Ggf. hatte

dies die Grundung zweier Arbeitsgemeinschaften zur Folge.

lll. Umsetzung des SGB Il im Landkreis Rotenburg (Wiimme)

Die Umsetzung des SGB Il hat fur den Landkreis Rotenburg (Wimme) zum einen finanzielle

Auswirkungen, zum anderen sind verschiedene organisatorische Entscheidungen grund-

legender Art zu treffen.



1. Finanzielle Auswirkungen unabhangig von der Teilnahme am Optionsmodell
Der Landkreis Rotenburg (Wimme) erhalt in jedem Fall, d. h. unabhangig davon, ob der Land-
kreis an der kommunalen Option teilnimmt, die Leistungen fur Unterkunft und Heizung sowie fur

einmalige Beihilfen als neue gesetzliche Aufgabe.

An den Kosten fur die Unterkunft beteiligt sich der Bund zweckgebunden mit 29,1 %, um
sicherzustellen, dass die Kommunen insgesamt durch das Vierte Gesetz fir moderne Dienst-
leistungen am Arbeitsmarkt unter Berlicksichtigung der sich aus ihm ergebenden Einsparungen
der Lander um jahrlich 2,5 Mrd. € entlastet werden. Dies steht allerdings unter dem Vorbehalt
der Uberprifung (Revisionsklausel). Diese Revisionsklausel beinhaltet, dass der Bund zum
01.03.2005 und 01.10.2005 diesen Anteil von 29,1 % tberpriift. Ergibt diese Uberpriifung, dass
die Entlastung der Kommunen den Betrag von 2,5 Mrd. € jahrlich Ubersteigt oder unterschreitet,
ist der Anteil des Bundes rickwirkend zum 01.01.2005 anzupassen. Auch fir die Folgejahre

werden entsprechende Uberpriifungen vorgenommen.

Es ergibt sich daher folgende Berechnung:

Unterkunfts- und Heizungskosten

(ca. 4.500 Bedarfsgemeinschaften) = 22,9 Mio. €
Einmalige Beihilfen = 0,5 Mio. €
Beteiligung des Bundes an den Wohnkosten (29,1 %) = - 6,7 Mio. €
Einsparungen bei der Sozialhilfe (Ausgaben ./. Einnahmen) - 12,0 Mio. €
Mehrbelastungen insgesamt: 4,7 Mio. €

Hierbei handelt es sich um eine Uberschlagige Berechnung, die vorlaufig als
Planungsgrundlage dient, letztlich aber abhangig von der genauen Zahl der

anspruchsberechtigten Personen bzw. Bedarfsgemeinschaften im Jahre 2005 ist.

Dieser Betrag reduziert sich noch um die Summe, die das Land Niedersachsen als Entlastung
durch den Wegfall des Wohngeldes erzielt und die an die kommunalen Trager weitergegeben
werden sollen. Die Weitergabe dieser Entlastung im einzelnen wird auf Landesebene im nieder-
sachsischen Ausfuhrungsgesetz zum SGB Il geregelt werden, welches sich derzeit im Gesetz-
gebungsverfahren befindet. Der Entwurf des niedersachsischen Ausflihrungsgesetzes sieht vor,
dass die Verteilung dieser Landesbeteiligung auf die kommunalen Trager flr die Zeit bis zum
31.12.2006 nach dem Verhaltnis der Gesamtausgaben fir Leistungen nach dem Wohngeld-

gesetz des jeweiligen Tragers zu den Gesamtausgaben des Landes fiir diese Leistung im
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jeweils vorvergangenen Jahr erfolgt. Bei der Berechnung der Hohe seiner Entlastung hat das
Land allerdings den Betrag des Sonderbelastungsausgleichs abgesetzt, der im Rahmen des

Finanzausgleichs an die neuen Bundeslander zu zahlen ist.

Presseberichten zufolge erhalt das Land infolge der Wohngeldeinsparungen einen Betrag von
insgesamt 170 Mio. €, von denen 80 Mio. € im Rahmen des Finanzausgleichs an die neuen
Bundeslander flieRen und nur 90 Mio. € auf die niedersachsischen Landkreise verteilt werden
sollen. Die Hohe der Zuweisungen flr die einzelnen Landkreise hat das Land noch nicht mitge-
teilt. Demnach steht derzeit auch nicht fest, welchen Betrag der Landkreis Rotenburg (Wimme)

hier vom Land erhalten wird.

Moglicherweise kénnen die bisher nicht bekannten Einzelheiten hierzu in der Sitzung vorge-

tragen werden.

2. Teilnahme an der kommunalen Option
Richtungsweisende Entscheidung bei der Umsetzung des SGB Il ist die Entscheidung dariber,

ob die Zulassung als kommunaler Trager im Rahmen der Option beantragt werden soll.

a) Vorteile der Option

Fir die Teilnahme an der kommunalen Option sprechen gewichtige Grunde:

Zunachst einmal gewahrleistet nur die Option eines der wichtigen Reformziele, namlich
.Leistungen aus einer Hand" fur den Birger, weil nur in diesem Fall alle Leistungen bei einem
Trager geblndelt werden. Der optierende Landkreis zeigt damit Birgernahe; seine Erfahrungen
in der individuellen Leistungsgewahrung und —gestaltung bleiben erhalten.

Daruber hinaus erhalt der kommunale Trager nur im Falle der Option hinreichende Mdglich-
keiten, die Leistungsgewahrung zu steuern und insbesondere auf Kostenentwicklungen Einfluss
zu nehmen. Von besonderer Bedeutung ist hierbei die Entscheidung Uber die Erwerbsfahigkeit
eines Hilfebedurftigen, die nur im Falle der Option der kommunale Trager, bei geteilter Auf-
gabentragerschaft hingegen stets die BA zu treffen hat. Aufgrund der neuen Rechtslage ab
01.01.2005 - Vorrang der Grundsicherung fur Arbeitsuchende (SGB II) fur alle erwerbsfahigen
Hilfebedurftigen gegenuber der Sozialhilfe (SGB Xll) in Form von Hilfe zum Lebensunterhalt
bzw. Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung in den Ubrigen Fallen — kommt der
Frage der Erwerbsfahigkeit eine Schlisselstellung bei der Leistungsgewahrung zu: Verbleibt es
beim gesetzlichen Regelfall der geteilten Aufgabentragerschaft, stellt die BA die Erwerbs-
fahigkeit des Hilfesuchenden fest. Dies hat zur Folge, dass der Hilfesuchende, dessen Erwerbs-
unfahigkeit festgestellt wird, dauerhaft in die Sozialhilfe des SGB XIl| fallt.
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Fir den Fall, dass der kommunale Trager in der Frage der Erwerbsfahigkeit eines Hilfesuchen-
den anderer Auffassung ist als die BA, sehen §§ 44a, 45 SGB Il die Entscheidung durch eine

neu zu bildende Einigungsstelle vor, deren Entscheidungspraxis nicht abgesehen werden kann.

Weiterer Vorteil der Option ist, dass der voraussichtlich erhebliche Abstimmungsaufwand mit
der BA in der taglichen Arbeit, z.B. in Fragen der vorrangigen Einkommens- und Vermodgensan-
rechnung auf die Leistungen der BA ( § 19 S. 2 SGB Il), Einschaltung der Einigungsstelle in
Fragen der Erwerbsfahigkeit etc., entfallt.

Nicht zuletzt bietet gerade die als Experiment angelegte kommunale Option die Chance, an die
bisherigen Vermittlungserfolge in den Programmen der ,Hilfe zur Arbeit* anzuknipfen und
eigene, regionale Modelle der Eingliederung in Arbeit zu entwickeln. Im Gegensatz dazu
werden bei der Aufgabenwahrnehmung durch die BA aufgrund ihrer bundeseinheitlichen

Steuerung ortlich angepasste Losungen erschwert.

b) Finanzierung

Im Falle der Option ist die Finanzierung der in die Zustandigkeit zu Ubernehmenden Aufgaben
wie folgt geregelt:

Der Bund tragt gemall § 6 b Abs. 2 S 1 SGB Il die Aufwendungen der Grundsicherung fur
Arbeitsuchende einschliel3lich der Verwaltungskosten mit Ausnahme der origindr kommunalen
Aufgaben (d.h. Kosten der Unterkunft und Heizung, einmalige Beihilfen und soziale Betreuung
wie unter Il. 2. a) beschrieben). Gemall § 6 b Abs. 2 S. 2 SGB Il werden dem optierenden
kommunalen Trager die finanziellen Mittel unmittelbar vom Bund zugewiesen, und zwar nach
denselben Mal3staben, die auch fir die BA gelten.

Die Geldleistungen (ALG Il bzw. Sozialgeld) werden zu 100 % erstattet. Hinsichtlich der
Eingliederungsleistungen und Verwaltungskosten ist gemall § 46 Abs. 1 S. 4 SGB Il eine
Pauschalierung zulassig. Die Mittel fir die Erbringung von Eingliederungsleistungen und
Verwaltungskosten werden gemals § 46 Abs. 1 S. 5 SGB Il in einem Gesamtbudget

veranschlagt.

Der Entwurf des Bundeshaushalts 2005 sieht fur Eingliederungsleistungen im Rahmen des
SGB Il insgesamt Mittel in Hohe von 6.35 Mrd. € vor, fir Personal und Verwaltung insgesamt
3.3 Mrd. €, zusammen also ein Gesamtintegrationsbudget von 9,65 Mrd. €.

Die regionale Verteilung dieser Mittel auf Agenturen fir Arbeit und optierende Kommunen wird
gemal den gesetzlichen Vorgaben nach einem einheitlichen Malistab erfolgen. Allerdings ist
den Ministerprasidenten der neuen Bundeslander zugesagt worden, dass hierbei ggf. auch die
regionale Arbeitsmarktsituation bericksichtigt wird. Daher wird die Verteilung der Mittel fir Ein-

gliederungsleistungen unter Berlcksichtigung der regionalen Arbeitsmarktsituation anhand
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eines Problemdruckindikators vorgenommen. Dieser Problemdruckindikator drickt aus, inwie-
weit die regionale ALG II-Quote, d.h. das Verhaltnis der Zahl der zu aktivierenden ALG II-
Empfanger zur Zahl der zivilen Erwerbspersonen, von der bundesdurchschnittlichen ALG Quote
abweicht. Entscheidend fir die H6he der Mittelzuweisung ist demnach im Ergebnis der Unter-
schied zwischen regionaler und bundesdurchschnittlicher ALG II-Quote.

Die Mittel fur Personal und Verwaltung werden proportional nach der erwarteten Anzahl der

Bedarfsgemeinschaften verteilt.

Fur den Landkreis Rotenburg (Wimme) hat das BMWA nach diesen Malistaben vorlaufig fol-
gende Mittelzuweisungen flr Eingliederungsleistungen und Verwaltungskosten errechnet:

Fur Eingliederungsleistungen werden voraussichtlich Mittel in Hohe von ca. 7,2 Mio. €
zugewiesen. Fur Personal- und Verwaltungskosten wird eine Zuweisung in Hohe von ca. 4,4
Mio. in Aussicht gestellt. Es ist davon auszugehen, dass dieser Betrag auch ausreichend
bemessen ist, um die Kosten flr das neu einzustellende Personal und die damit verbundenen

Sachkosten (Blro, EDV, Telefon etc.) zu decken.

Die Finanzierung der optional zu Ubernehmenden Aufgaben durch den Bund ist ver-
fassungsrechtlich Gber Art. 106 Abs. 8 GG abgesichert.

Allerdings kdnnten sich, da die zugrundeliegenden bundesweiten Sozialhilfestatistiken nach
Mitteilung des BMWA derzeit noch einmal Uberprift wirden, bei den in Aussicht gestellten Be-
tragen noch Korrekturen ergeben. Die genannten Betrage dienen daher als Orientierungsmalf}-

stab, um eine Planungsgrundlage zu erhalten.

Nahere Informationen werden ggf. in der Sitzung vorgetragen.

c) Bewerbungskonzept des Landkreises Rotenburg (Wiumme)

Die kommunale Option im Rahmen der Experimentierklausel folgt auch aus dem Gedanken
eines Systemwettbewerbs zwischen der BA und den kommunalen Tragern mit den unterschied-
lichen Modellen zur Wiedereingliederung in Arbeit. Bereits bei der Bewerbung um die
Teilnahme an der Option sind daher die konzeptionellen Ansatze zur wirksamen
Wiedereingliederung in Arbeit von entscheidender Bedeutung. Der Landkreis Rotenburg
(Wimme) hat ein eigenes Konzept erarbeitet und die geforderten Bewerbungsunterlagen

aufgrund der Bewerbungsfrist (31.08.04) bereits beim Land eingereicht.



-10 -

Die Bewerbungsunterlagen liegen dieser Vorlage vollumfanglich an (Anlage 2). Hinsichtlich der
konzeptionellen Einzelheiten wird daher zur Vermeidung von Wiederholungen auf die Anlage

Bezug genommen.

3. Probleme bei der Arbeitsgemeinschaft
Die Arbeitsgemeinschaft gemall § 44 b SGB |l wirft als neu geschaffene Konstruktion der
Zusammenarbeit zwischen Bundes- und kommunaler Selbstverwaltung eine Vielzahl recht-

licher, aber auch praktischer Probleme auf.

Als Form der Mischverwaltung zwischen der BA als Teil der Bundesverwaltung und den Land-
kreisen als Teil der Landesverwaltung ist die Arbeitsgemeinschaft bereits verfassungsrechtlich
erheblichen Bedenken ausgesetzt. Selbst wenn die verfassungsrechtliche Zulassigkeit der
Arbeitsgemeinschaft unterstellt wird, |asst sich eine Arbeitsgemeinschaftim Sinne des § 44 b
SGB Il nicht in rechtlich iberzeugender Weise errichten:

Zur Organisationsform der Arbeitsgemeinschaft duRert sich der Gesetzgeber nicht. Damit ist
bereits die Rechtsform einer moglichen Arbeitsgemeinschaft nicht geklart. Die Regelung, dass
die Arbeitsgemeinschaft durch privatrechtlichen oder o&ffentlich-rechtlichen Vertrag errichtet
werden kann, |6st diese Problematik nicht, da die Arbeitsgemeinschaft als eigenstandiger
Rechtstrager errichtet werden muss und dies nur gelingt, wenn eine Rechtsform des burger-
lichen Rechts zur Schaffung einer solchen neuen Rechtspersdnlichkeit gewahlt wird.

Von den privatrechtlichen Organisationsformen koénnte die Gesellschaft burgerlichen Rechts
(GbR) oder die GmbH in Betracht gezogen werden. Die GbR ist bereits wegen der gesamt-
schuldnerischen Haftung der Gesellschafter fir die Rechtspflichten der Gesellschaft, d.h. auch
der Kommune fur die von der BA zu erbringenden Leistungen, kommunalaufsichtlich nicht
genehmigungsfahig. Auch bei der GmbH besteht nach Hinweisen des Deutschen Landkreis-
tages das Risiko, fur Leistungen der BA aufkommen zu mussen, wenn sich der Umfang der
Transferleistungen nicht im Rahmen des Haushaltsansatzes bewegt und die Leistungsberech-
tigten Uber den Kalkulationsansatz hinaus angestiegen sind. Dieses Risiko der Nachschuss-
pflicht kdnnte nur dadurch umgangen werden, dass die GmbH Uber keinen eigenen Haushalt
verfugt. Mit der von der BA fir die Bearbeitung des Arbeitslosengeldes Il entwickelten Software
konnen Zahlungen aus dem kommunalen Haushalt jedoch nicht veranlasst werden. Das hatte
zur Folge, dass zunachst alle Zahlungen aus dem Haushalt der BA gebucht werden und

anschlief3end eine Einzelfallabrechnung mit dem kommunalen Trager erfolgen musste.
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Hier zeigt sich zugleich eines der zentralen Probleme der Arbeitsgemeinschaft: Die Arbeitsge-
meinschaft bewilligt Geldleistungen, ohne in der Finanzverantwortung zu stehen. Der
kommunale Trager verliert damit seinen Einfluss bzw. die Steuerungsmadglichkeit bei der Um-

setzung der Aufgaben.

Auch die Ausstattung der Arbeitsgemeinschaft mit Personal ist problematisch: Mangels Dienst-
herrenfahigkeit der Arbeitsgemeinschaft ist eine Versetzung oder Abordnung von Beamten aus-
geschlossen; die Arbeitsgemeinschaft ware auf die Zuweisung von Personal angewiesen,
welche die Zustimmung der Betroffenen bzw. des Personalrats voraussetzt. Wirde zusatzliches
Personal benétigt, miussten die Grindungstrager einer Arbeitsgemeinschaft, ggf. auch der

Landkreis Rotenburg (Wimme), bereit sein, dieses anzustellen und zu finanzieren.

Weiterhin ist angesichts der unterschiedlichen Aufsichtsbehérden der mdglichen Griindungs-
trager einer Arbeitsgemeinschaft nicht geklart, ob die Arbeitsgemeinschaft der Bundes-,
Landes- oder Kommunalaufsicht untersteht. Hinsichtlich der Wahrnehmung von
Weisungsbefugnissen durch den kommunalen Trager bzw. die BA sind daneben auch
erhebliche praktische Probleme zu erwarten, insbesondere im Hinblick auf die gegensatzlichen
Interessen in bezug auf die Geldleistungen. Das BMWA vertritt insoweit die Auffassung, dass
jeder Trager aufgabenspezifisch seine Weisungen an die Arbeitsgemeinschaft erteilen kénnte
und diese von den zugewiesenen Mitarbeitern der Arbeitsgemeinschaft zu beachten seien. Dies
fuhrt jedoch in Konfliktfallen zu keiner Lésung. Vielmehr zeigt sich an dieser Stelle beispielhaft,
dass der kommunale Trager durch die Teilnahme an der Arbeitsgemeinschaft seine
Steuerungsmaglichkeiten aufgibt. Verstarkt wird dies durch die bundeseinheitliche Steuerung
der BA, die in der Arbeitsgemeinschaft zu Lasten des kommunalen Tragers durchschlagen wird.
Uber Einfluss und Steuerungsmaglichkeiten hinaus gingen durch die Ubertragung der Aufgaben
und die Zuwiesung von Personal auch die eigenen, in langjahriger Erfahrung als

Sozialhilfetrager erarbeiteten Strukturen der kommunalen Trager verloren.

Angesichts der Vielzahl der Probleme muss die Errichtung einer Arbeitsgemeinschaft daher ab-
gelehnt werden. Dies entspricht auch der Position des Deutschen Landkreistages bzw. des
Niedersachsische Landkreistages, die die Arbeitsgemeinschaft als untaugliches birokratisches
Konstrukt ablehnen und den Landkreisen empfehlen, von einer Beteiligung an Arbeitsgemein-
schaften abzusehen und die kommunalen Aufgaben nicht auf die Arbeitsgemeinschaften zu
Ubertragen, sondern im Interesse der Leistungsberechtigten eigenverantwortlich wahrzu-

nehmen.
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4. Regelung des Ubergangszeitraums

§§ 65 a — e SGB Il regeln den Ubergang zu den Leistungen der Grundsicherung fiir Arbeit-
suchende zum 01.01.2005 fur den Fall, dass eine Arbeitsgemeinschaft nicht errichtet ist, d.h.
sowohl fiur den Fall der getrennten Aufgabenwahrnehmung als auch fur den Fall der Option.

Die erste Bewilligung fur vor dem 01.01.2005 gestellte Antrage erteilt gemaR § 65 a SGB Il der
kommunale Trager fur Antragsteller, die in der Zeit vom 01.10.2004 bis 31.12.2004 mindestens
einen Tag Hilfe zum Lebensunterhalt bezogen haben. In den Ubrigen Fallen erfolgt die erste Be-
willigung durch die BA. Die erste Bewilligung erfolgt auch fir den anderen Leistungstrager,
wenn dieser zugestimmt hat, d.h. sie bezieht sich sowohl auf das Arbeitslosengeld Il/Sozialgeld
als auch auf die Kosten fiir Unterkunft und Heizung. Die beabsichtigten Erstbescheide werden
daher zwischen den beiden Leistungstragern ausgetauscht. Die Zustimmung des jeweils ande-
ren Leistungstragers gilt als erteilt, wenn dieser nicht innerhalb von zwei Wochen nach Zugang
der Unterrichtung Uber den beabsichtigten Erstbescheid widerspricht.

Die ersten Bescheide sollen bis zum 10.12.2004 an die Empfanger versandt werden und eine
Bewilligungsdauer von drei bis neun Monaten haben. Damit ist auch die Dauer der Ubergangs-
phase vorgegeben. Die praktische Abwicklung der Ubergangsphase, d.h. insbesondere Ver-
fahren der gegenseitigen Zustimmung, der Abrechnung und Kostenerstattung etc., wird derzeit

in Gesprachen mit der BA vorbereitet.

Fur den Ubergang zu den Leistungen zur Eingliederung in Arbeit sieht § 65 b SGB Il insbe-
sondere vor, dass die Agenturen flr Arbeit Auftrdge des zugelassenen, d.h. optierenden kom-
munalen Tragers, in der Zeit bis zum 30.06.2005 diesem obliegende Aufgaben der Ein-
gliederung in Arbeit flr Einzelfélle oder fur gleichartige Falle wahrzunehmen, nur aus wichtigem
Grund ablehnen durfen. Dies erdffnet dem kommunalen Trager die Moglichkeit zum Ausbau

eigener Strukturen bis zur Jahresmitte 2005.

5. Fazit

Unabhangig von der Teilnahme an der kommunalen Option wird allein aufgrund der neuen
gesetzlichen Zustandigkeit fur die Kosten der Unterkunft und Heizung fur den Landkreis
Rotenburg (Wimme) eine finanzielle Mehrbelastung eintreten. Umso wichtiger ist es, vorhan-
dene Handlungsspielrdume und Steuerungsmaoglichkeiten nicht aus der Hand zu geben. Dies
macht zum einen die Bewerbung um die kommunale Option mit ihren zentralen Vorteilen —
Leistungen aus einer Hand sowie o6rtlich angepasste Losungen fiir den Birger, Feststellung der
Erwerbsfahigkeit durch den Landkreis Rotenburg (Wimme) bei gleichzeitiger Minimierung des

Verwaltungsaufwands — unverzichtbar. Zum anderen bedeutet dies aber auch, dass von der Er-
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richtung einer Arbeitsgemeinschaft und Ubertragung der Aufgaben abgesehen werden muss,
falls keine Zulassung als optierender kommunaler Trager erfolgt. In diesem Fall verbleibt es wie
von Deutschem und Niedersachsischem Landkreistag empfohlen bei der eigenverantwortlichen

Aufgabenwahrnehmung durch den Landkreis Rotenburg (Wumme).

Beschlussvorschlag:

1. a) Der Landkreis Rotenburg (Wimme) beantragt gemaR § 6 a SGB Il tber das Nieder-
sachsische Ministerium fur Soziales, Frauen, Familie und Gesundheit als oberste Lan-
desbehdrde beim Bundesministerium fur Wirtschaft und Arbeit die Zulassung als Trager der
Grundsicherung fur Arbeitsuchende an Stelle der Agenturen fiir Arbeit (zugelassener

kommunaler Trager).

b) Der Kreistag nimmt von den beim Niedersachsischen Ministerium fur Soziales, Frauen,

Familie und Gesundheit eingereichten Bewerbungsunterlagen Kenntnis.

2. Fur den Fall, dass die Zulassung durch das Bundesministerium flr Wirtschaft und Arbeit nicht
erfolgt, wird der Landkreis Rotenburg (Wimme) seine gesetzlichen Aufgaben nach dem
SGB Il eigenverantwortlich durchfiihren. Von der Errichtung einer Arbeitsgemeinschaft mit

Aufgabenubertragung wird abgesehen.

Anlagen:
Gesetzestext SGB Il (Anlage 1)

Bewerbungsunterlagen des Landkreises Rotenburg (Wimme) (Anlage 2)

Dr. Fitschen



-14 -



	Sachverhalt
	Beschlußvorschlag
	Anlage

